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Öffentliche Unsicherheit

ie Neue Preußische Zeitung brachte kürzlich aus Hagen in West¬
falen folgenden Artikel:

Hagen, den 3. Juni. >Verrohung der Sitten, j Im rheinisch¬
westfälischen Jndustricbezirke läßt die allgemeine Sicherheit sehr zu
Wünschen übrig. Überall hört man laute Klagen über die Ver¬

rohung der Sitten n. s. w. Ein Menschenlebenwird nichts geachtet, und schändliche
Mordthaten, schwere Einbrüche n. s. w. sind wieder an der Tagesordnung. Wir
gehen wohl nicht fehl, wenn wir als Ursache dieser Verwilderung der arbeitenden
Bevölkerung einmal das Umsichgreifen der Sozialdemokratie, beziehungsweise der
Gottlosigkeitund serner die bessern „Lohnverhältnisse" hinstellen. In den siebziger
Jahren, als die Arbeiter viel verdienten, waren sie auch auf dem Wege der Moral
in starken Defekt gekommen, uud heute geben sie dasselbe Bild. Kann man sich
wuuderu, wenn in der morgen Hierselbst beginnenden Schwurgerichtsperiode von
sechs Fällen vier Sittlichkeitverbrechen, ein Meineid und eiu Todschlng vorliege»?
Wohiu werden wir gelangen, wenn da nicht bald Mittel uud Wege gefunden werden,
die dem bösen Treiben Einhalt gebieten! Erst vorgestern wurde iu Oberhansen am
hellen Tage eiu friedlicher Arbeiter in einer Arena vor den Angen zahlreicher
Zuschauer von drei Arbeitern überfallen nnd in gräßlicher Weise niedergestochen.
Die Feder sträubt sich, alle die Schandthaten, die täglich verübt werden, nieder¬
zuschreiben.

Ähnliche Klagen sind mehrfach in der Kölnischen Zeitung erhoben worden;
auch liegt uns eine Zusainmenstellung der in wenigen Jahren in dem west¬
fälischen Jndustriebezirke vorgekommenen Morde in der Schrift: ,.Die bestehende
Organisation und die erforderliche Reorganisation der preußischen Polizei¬
verwaltung" (Berlin, Friedrich Luckhardt) vor, aus der folgendes hervor¬
geht. Es wurden ermordet: 30. Dezember 1878 Lisette Kost, 5. Juli 1879
Elise Riemeuschueider, 7. August 1879 Lisette Schälken, 30. Juli 1880 Miuna
Pott, 1. November 1880 Hebamme Becker, 27. Jnli 1881 Christine Rümel-
mann, 11. April 1881 Dienstmagd Ostermann und 27. Mai 1882 Dieustmagd
Elise Gantenberg. Aus alledem ist zu schließen, daß es um die öffentliche
Sicherheit schlecht bestellt ist uud auf eine Besserung hingearbeitet werden muß.

Obgleich nun eine gründliche Abhilfe nur durch bessere Erziehung und höhere
Kultur zu bewirken ist, so wird doch eine Maßregel nicht vermieden werden
können, die augeublicklich den nötigen Schutz gewahrt. Es ist dies eine
schleunige Vermehrung und ordentliche Orgcmisirung der Polizeikräfte. Wenn
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ein Geschwür bösartig wird, so ist man schließlichauch genötigt, es aufzu¬
schneiden, also äußere Mittel anzuwenden, die ja innere Mittel nicht aus¬
schließen. Inwiefern in Oberhansen nach dieser Nichtnng Wandel zn schaffen
ist, kann hier nicht beurteilt werden; außer Zweifel steht es aber, daß der er¬
wähnte Überfall und die Verwundung nicht stattgefunden hätten, wenn hin¬
reichende Polizeiposten auf der Straße gewesen wären. Die Stadt Oberhausen
zählt gegen 20400 Seelen, die Polizeiverwaltung müßte daher außer dem
Polizeichef mit seinen Sekretären aus einem Pvlizeiinspektor, zwei Polizei-
kvmmissarenund fünfzehn Pvlizeisergeanten oder Schutzleuten neben dem Nacht-
wächterkvrps bestehen. Dieser Berechnung ist die Forderung zu Grunde gelegt,
daß auf je 10000 Seeleu der Bevölkerung ein Polizeikvmmissar und bei zwei
Polizeikommissaren ein Pvlizeiinspektor, ferner auf je 1500 Seelen ein Polizei¬
sergeant oder Schutzmann anzustellen sind. Die Forderung rührt aus früherer
Zeit her und ist eigentlich schon veraltet und nicht mehr ausreichend, aber
jetzt noch bei den königlichen Pvlizeiverwnltnngen maßgebend. Viele höhern
Polizeibeamten (es möge hier der umsichtige und thätige Herausgeber des
Internationalen Zentralpolizeiblattes, der Leiter der Polizei in Mainz hervor¬
gehoben werden) verlangen in größern Städten auf je 1000 Seelen einen
Schutzmann. Wer die erforderliche Thätigkeit der Polizei zu beurteilen ver¬
steht, wird 1500 Seelen für einen Schutzmann als das Höchste ansehen.
Der Schutzmann hat, nm nur einige seiner Dienstgeschäfteanzuführen, in seinem
Bezirk mit 1500 Seelen die Handbücher zu führen. Diese Bücher enthalten
die Bewohner jedes Hauses und müssen durch Eintragungen der Zn- und
Abgänge stets „auf dem Laufenden" erhalten werden. Zur Kontrolle müssen
die Bewohner einzelner Häuser vou Zeit zu Zeit mit den Hausbüchern ver¬
glichen werden. Diese Geschäfte müssen unbedingt von dem Schutzmann besorgt
werden, weil die Kenntnis der in seinem Bezirk wohnenden Personen die Be¬
dingung seiner Wirksamkeit ist. Die Führung dieser Bücher durch Schreiber
ist unbedingt zu vermeiden. Der Bezirksschutzmannhat ferner täglich wenigstens
zweimal seinen Bezirk zu durchgehen; er muß die Steckbriefe lesen und seinen
Anteil an der Steckbriefkvntrollcund der Fremdenkontrolle leisten, er hat Posten
zn stehen oder Patrouillen zu machen, jene auf Bahnhöfen und lebhaften
Straßen, diese in dünner bevölkerten Stadtteilen, er hat Gefangne zum Gericht
und zum Pvlizeigefängnis zu bringen; er hat die Trödler, die der Hehlerei
verdächtigen und die unter Polizeiaufsicht stehenden Personen zu beaufsichtigen,
er hat in Kriminalfällen Durchsuchungen nnd Verhaftungen vorzunehmen.
Kurz, seine unbedingt nötigen Geschäfte sind so mannichfacher und vielseitiger
Art, daß nach der Berechnung von Sachverständigen zehn Dienststunden täglich
bei dem Verhältnis von einem Angestellten zu fünfzehnhundert Seelen noch
nicht ausreichen, und daß hierbei für die Ausbildung des Beamten, der
wöchentlich wenigstens zwei Jnstruktionsstunden bei seinem Polizeikvmmissar
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oder Inspektor oder sonstigen Vorgesetzten haben muß, noch nichts angerechnet
ist. Wie aber die Verhältnisse in Wirklichkeit vielfach liegen, macht ein
Beispiel aus der Deutschen Gemeindezeitung (Beiblatt zu Nr, 18. 1890)
klar. Hier schreibt der Oberbürgermeister zu Neinscheid eine Polizeiiuspektvr-
stelle aus und benachrichtigt die Stellensuchenden dabei, daß Nemscheid einen
Stadtkreis mit 40 000 Seelen bildet, daß das Polizeipersonal ans
einem Polizeiinspektor, zwei Pvlizeikvmmissaren und elf Sergeanten sowie
sechs Schutzleuten für den Nachtdienst besteht. Nach der vorhergehenden Aus¬
führung müßte aber das Personal iu Nemscheid mindestens aus einem Pvlizei-
iuspektor, vier Polizeikommisfareu und sechsuudzwanzigPolizcisergecmten bestehen
neben einem vollständig ausreichenden Nachtwächterkorps. Es fehlt also in
Nemscheid au zwei Polizeikommisfaren und fünfzehn Polizeisergeanten. Welche
Folgen die uugenügende Besetzung einer solchen Polizeiverwnltnng hat, möge
man in der vorerwähnten Schrift über die Polizeireorganisation ersehen. Wenn
dies aber bei einer so intelligenten Gemeindeverwaltung und Vertretung, wie
sie sich in Nemscheid findet, vorkommen kann, so muß daraus geschlossen werde»,
daß die Aufsichtsbehörde nicht mit dein erforderlichen Nachdruck die Vervoll¬
ständigung und nötige Organisirung verlangt. Ist die Gemeinde dazu wegen
hoher Gemeindesteuern nicht imstande, so muß der Staat wirksam eintreten
und die Polizeiverwaltung übernehmen. Ebenso steht es in Oberhausen, einer
Treibhauspflanze, die iu weniger als fünfzig Jahren aus einem unbekannten
Flecken zu einem wichtigen Eisenbahnknotenpunkt emporgewachsen ist. Falls
die an die Polizei gestellte gesetzliche Fordernng, die öffentliche Rnhe, Sicher¬
heit und Ordnung zu erhalten, die dem Publikum drohende Gefahr abzuwenden
uud die Übertreter der Strafgesetze zu ermitteln und zur Untersuchung und
Bestrafung zu bringen, erfüllt werden soll, muß man ihr die erforderliche Stärke
geben, sonst sinkt ihr Ansehen, nnd ihre Thätigkeit wird sich darauf beschränken,
die Gesetzesübertretungen zu sühnen, statt sie zu verhindern. Es soll keines¬
wegs verkannt werden, daß die Staatsbehörde in allen Polizeifragen mit be¬
sondern Schwierigkeiten zu kämpfen hat. Ist es doch dem Herrn Minister
des Innern bis jetzt noch nicht gelungen, den mehrmals eingebrachten Gesetz¬
entwurf wegen Regelung der Deckung der sächlichen Polizeikosten in beiden
Häusern des Landtages dnrchzubringen, obwohl diese Regelung durchaus nötig
ist, und die Anregung hierzu durch mehrere Beschlüsse des Abgeordnetenhauses
gegeben ist. Trotzdem kann nur bedauert werden, daß der Gesetzentwurf in
der letzten Sitzungszeit nicht wieder vorgelegt worden ist, und hoffentlich ge¬
schieht es noch in einer Herbstsitzung. Aber selbst das Scheitern dieses Gesetzes
dürfte von andern, nötigern Maßregeln nicht abhalten. Es würde sich empfehlen,
in erster Linie eine allgemeine Berichterstattung über die Verhältnisse der
Polizeiverwaltungen nach bestimmten Fragen zu fordern, und damit sich das
Material nicht gar zu sehr haust, könnte man diese zunächst auf alle Polizei-
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Verwaltungen, städtische wie ländliche, königliche wie kommunale, bis zu
5000 Seelen abwärts ausdehnen. Das hierdurch gewonnene Ergebnis würde
zu uuaufschiebbareu Entschließungen drängen, weil eben die allgemeine Sicher¬
heit nicht nur in den rheinischen oder westfälischenJndustriebezirkeu, sondern
auch anderswo wieder hergestellt werden muß, und sich dies nicht durch Neu¬
anstellung einiger Gendarmen, so nützlich eine solche auch ist, bewirken laßt.

Eine hieraus sich ergebende umfangreiche Darstellung unsrer größern
Polizeiverwaltungen würde die nötige Unterlage zu einer Reorganisation ge¬
währen und insbesondre nötige Forderungen beim preußischen Landtage be¬
gründen. Solche Forderungen würden, wie mit Sicherheit vorausgesetzt werden
kann, zu machen sein, da die großen Städte mit mehr als 50000 Seelen und
kommunaler Polizeiverwaltung, auch mit Hilfe von Zuschüsse», nicht in der
Lage sind, diese den Anforderungen der Zeit entsprechend einzurichten. Es
köunte hierbei nur iu Frage kommen, ob man den betreffenden Gemeinden sehr
bedeutende Lasten auf den Etat bringen oder königliche Polizeiverwaltungen
auf Grund des 8 2 des Gesetzes vom 11. März 1850 einrichten will. Der
genannte Z 2 lautet: In Gemeinden, wo sich eine Bezirksregierung, ein Laud-,
Stadt- oder Kreisgericht befindet, sowie in Festungen uud in Gemeinden von
mehr als 10000 Einwohnern kann die örtliche Polizeiverwaltnng durch Be¬
schluß des Ministers des-Innern besondern Staatsbeamten übertragen werden.
Auch in andern Gemeinden kann aus dringenden Gründen dieselbe Einrichtung
zeitweise eingeführt werden.

Bei dieser gesetzlichen Grundlage ist nicht Wohl zu erwarten, daß der
jetzige Landtag wegen der erforderlichen Kosten Schwierigkeiten machen wird.
Mag auch Opposition entstehen, die kommunalen Polizeiverwaltnngen sind ja
stets von der Demokratie gefordert worden, man wird sich der Verantwortung
eiuer Ablehnung bei nachgewiesenem Bedürfnis und mit Rücksicht auf die
Sozialdemokratie umso weniger aussetzen, als die augenblickliche Finanzlage
nicht ungünstig genannt werden kann. Mögen infolge einer solchen Forderung
auch einige Neubauten von Eisenbahnen zurückgestellt werden, es handelt
sich um eine unbedingt nötige Maßregel. Hierbei soll nicht unausgesprochen
bleiben, daß natürlich die Übertragung der ganzen örtlichen Polizeiverwaltungen
an königliche Behörden gemeint ist, nicht etwa eine Trennung der Ordnungs¬
und Wohlfahrtspolizei vvn der Sicherheitspolizei in Frage kommen kann, die
sich stets unzweckmäßigerweist. Mögen in Berlin die Sachen anders liegen,
die dortigen Verhältnisse lassen sich schon aus dein einen Grunde mit denen
der Provinzen nicht vergleichen, weil der Polizeipräsident in Berlin neben der
Ortspvlizeiverwaltung auch die Landespolizei hat uud somit Vorgesetzter des
eiuen Teil der Ortspolizei verwaltenden Oberbürgermeisters vvn Berlin ist.

Das Allgemeine Landrecht sagt: „Die nötigen Anstalten zur Erhaltung
der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung, zur Abwendung der dem
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Publikum oder einzelnen Mitgliedern desselben bevorstehenden Gefahr zu treffen,
ist dns Amt der Polizei." Es ist hiernach unzweifelhaft, daß dem Inhaber
der Pvlizcigewalt, insbesondre dem oou Sr. Majestät ernannten Polizei¬
präsidenten oder Direktor die Ausübung der Sicherheits- und Ordnungspolizei
obliegt, und dem Versuch, Teile der letztern an Gemeindebehörden zu über¬
tragen, Bedenken, die auf vorstehende gesetzliche Bestimmung gegründet sind,
entgegenstehen. Aber auch abgesehen von diesen theoretischen Gründen, sind
Gründe praktischer Art vorhanden, da bei den jetzigen kommunalen Polizei¬
verwaltungen ersichtlich ist, wie wenig sie ihrer Aufgabe genügen, wie schlecht
z. B. überall neben dem mangelhaften Ordnungsdienst auf den Straßen der
nächtliche Sicherheitsdienst ist. Solche Mängel sind nicht geeignet, das Ver¬
traue!, zur kommunalen Polizei zu erhöhen und ihren Wirkungskreis zu er¬
weitern auf Kosten der besser verwalteten königlichen Polizei. Die Geschäfte
der Polizei sind staatlicher Natur; überträgt man sie an gewählte Gemeiude-
beamten, so schwächt man die Autorität des Staats gegenüber den ohnehin
sehr selbständigen Gemeinden. Auch die Steinsche Städtevrdnung vom
19. November 1808 hat lediglich die Verwaltung von Gemeindesachen nicht-
staatlicher Angelegenheiten im Auge. Ein Hauptschade unsrer Zeit ist die
künstliche Znsammenstellung verschiedner Verhältnisse. Durch Trennung der
Polizei in verschiednen Gebieten an verschiedne Behörden werden die Ver¬
hältnisse noch schwieriger. Möchte deshalb das einfachste auch als das beste
anerkannt und durchgeführt werden.

Der große Reorganisator des Militürwesens, v. Roon, hat sich ein un¬
sterbliches Verdienst um das Haus Hohenzollern und das preußische und
deutsche Vaterland erworben. Nicht minder groß wird das Verdienst dessen
sein, der Preußen und Deutschland seine Sicherheit wiedergiebt, indem er die
Polizei reorganisirt. Möge die große Arbeit bald begonnen werden; hohe
Zeit dazu ist es.

Hegels Lehre über die Familie
u seiner Schrift über ,,Treitschke und das junge Deutschland"
sieht der Verfasser, Paul Nerrlich, auf ,,nuseru politischen
Genius" (Bismarck) im ueucu Jahrhundert den religiöse» folgen
und meint, man werde sich dann auch desjenigen Mannes wieder
erinuern, vor dem selbst die beiden Humboldt bescheiden in den

Hintergrund treten müßten. Hegel werde wieder das Feldgeschrei werden, um
das sich die Besten der Nation, ja die Besten der Welt scharen würden, und
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